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«Die Regierung müsste ihren Worten 
Taten folgen lassen»

Diana de Feminis von der 
Arbeitsgruppe Gleich- 
stellung gibt Auskunft, 
wie es um die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf im 
Kanton Schwyz bestellt 
ist. Aus ihrer Sicht wäre 
es sinnvoller, eine Fach-
stelle anstelle der Gleich-
stellungskommission zu 
schaffen. Deren Arbeit sei 
kaum sicht- und spürbar.

MAGNUS LEIBUNDGUT

Wie schätzen Sie den Stand 
der Dinge bei der Gleichstel-
lung der Geschlechter im Kan-
ton Schwyz ein?
Der Frauenstreik hat einiges in 
Bewegung gebracht. Das gute 
Echo in der Presse und die Ver-
netzung der Frauen führt dazu, 
dass das Thema weiter aktuell 
bleibt und diskutiert wird. Viele 
Frauen hat es aufgerüttelt, sie 
wollen nicht länger zuschauen, 
sondern werden aktiv und enga-
gieren sich.

Was hat sich verbessert im Ver-
gleich zu früher?
Frauen sind gut ausgebildet. 
Das Angebot der familienergän-
zenden Kinderbetreuung ist ge-
wachsen. Einige Arbeitgeber ha-
ben familienfreundliche Bedin-
gungen geschaffen. Es wurden 
Blockzeiten an den Schulen ein-
geführt. Grundsätzlich ist sicher 
eine mindestens vordergründig 
grössere Toleranz da, dass Frau-
en und Männer unterschiedliche 
Lebenswege beschreiten.

In welchem Bereich gibt es 
noch Defizite?
In allen Lebensbereichen muss 
das Thema noch breiter disku-
tiert werden. Stereotype Vor-
stellungen müssen weiter auf-
geweicht werden. Frauen und 
Männer sollten sich nicht mehr 
in enge Korsette pressen las-
sen und das Leben leben, wie 
es früher einmal war: Das nützt 
der Gesellschaft gar nichts. Für 

die Herausforderungen der ak-
tuellen Zeit brauchen wir Viel-
falt, neue Ideen, ungewöhnliche 
Wege von allen Menschen.

Wie meinen Sie das ganz kon-
kret?
Es gibt zu wenig Frauen in der 
Politik und in der Führungsetage 
von Unternehmen. Die Lebens-
realität der Frauen hat zu wenig 
Einfluss auf das, was in der Wirt-
schaft und der Politik entschie-
den wird. Mädchen wählen Frau-
enberufe, obwohl sie vielleicht 
lieber etwas anderes tun wür-
den. Der soziale, unbewusste 
Druck ist weiterhin gross. Es feh-
len Vorbilder, neue Modelle, wie 
Familie und Beruf zwischen den 
Geschlechtern aufgeteilt werden 
können.

Stehen Familie und Beruf dem-
entsprechend ganz im Fokus 
dieser neuen Modelle?
Junge Familien wollen Arbeit und 
Beruf aufteilen, scheitern aber 
oft an der Realität: Kitas sind 
teuer, und Frauenberufe sind 
schlecht bezahlt. Und wenn es 
schwierig wird, macht man das, 
was man kennt. Frauen trauen 
sich zu wenig, ihren eigenen Weg 
zu gehen. Die Sozialisierung ist 
immer noch so, dass angepass-

te, ruhige Mädchen erwünscht 
sind. Im Arbeitsleben wird dann 
aber erwartet, dass sie sich 
durchsetzen und für sich einste-
hen: Wie soll das gehen?

Fördert die Schwyzer Regie-
rung die Gleichstellung der Ge-
schlechter?
Aus unserer Sicht ist das wenig 
sichtbar. Die Regierung sagt, 
dass die Gleichstellung bereits 
selbstverständlich ist: Warum 
sind dann in der Schweiz letz-
tes Jahr 500’000 Menschen 
auf die Strasse gegangen und 
haben für eine gleichberechtig-
tere Gesellschaft demonstriert? 
Die Regierung sagt auch, dass 
man Gleichstellung nicht mes-
sen kann und man darum keine 
konkreten Ziele festlegen soll. 
Viele andere Städte und Kanto-
ne machen dies aber vor – und 
zwar mit grossem Erfolg. Wir 
sind darum enttäuscht von der 
Schwyzer Regierung. Die Aussa-
gen bleiben Lippenbekenntnis-
se. Die Regierung müsste kon-
kreter Haltung beziehen und ih-
ren Worten Taten folgen lassen.

Wo sehen Sie Fortschritte?
Dass in Schwyz ein eigener Frau-
enstreik mit einer gut besuchten 
Kundgebung und Veranstaltung 

stattgefunden hat ist ein Erfolg. 
Das Frauennetz des Kantons 
Schwyz ist in den letzten Jahren 
stark gewachsen. Für die Kan-
tonsratwahlen haben sich 113 
Frauen zur Verfügung gestellt. 
Es passiert einiges im Kleinen. 
Ich wünsche mir, dass es dann 
auch konkret wird und zu weite-
ren Handlungen und mehr Kan-
tonsratssitzen kommt.

Gibt es Bereiche, in denen die 
Regierung und der Kanton mehr 
machen könnten?
Natürlich, alle könnten mehr ma-
chen. Auf unserer zusammenge-
stellten Massnahmenliste se-
hen Sie viele verschiedene Mög-
lichkeiten, wie man vorgehen 
kann, um die Personen an den 
Schlüsselstellen (Führungsper-
sonen und Personalabteilung) 
zu sensibiliseren und auch alle 
Mitarbeitenden einzubeziehen. 
Es ist natürlich ein langer Pro-
zess: Die Führungsstruktur und 
-kultur muss sich ändern, wenn 
mehr Frauen in gewisse Berei-
che vorstossen. 

Was bräuchte es konkret?
Es braucht auf verschiedenen 
Ebenen und in mehreren Berei-
chen gleichzeitig immer wieder 
diverse Schritte, um das Ziel zu 

erreichen. Ein homogenes Team 
mit Männern, die alle 100 Pro-
zent arbeiten, zu führen, ist ganz 
anders wie ein gemischtes Team 
mit Personen mit verschiedenen 
Pensen: Es braucht mehr Flexi-
bilität und Offenheit. Es zeigt 
sich aber überall in der Welt, 
dass dies allen Beteiligten und 
dem ganzen Unternehmen zugu-
te kommt.

Sollte die familienergänzen-
de Kinderbetreuung ausgebaut 
werden?
Es braucht mehr Betreuungs-
möglichkeiten, und der Kanton 
und die Gemeinden (und auch 
die Grossfirmen) müssen sich fi-
nanziell stärker beteiligen. Wenn 
beide Eltern arbeiten und ein 
grosser Teil des Lohnes in die 
Kosten der Kita fliessen, ist das 
erstens ungerecht und zweitens 
wenig sinnvoll. Die ganze Gesell-
schaft und Wirtschaft profitiert 
davon, wenn erwachsene Men-
schen nicht jahrelang aus dem 
Berufsleben aussteigen wegen 
der Familie. Die Schweiz inves-
tiert viel zu wenig in die Familien. 
Es lastet eine grosse Verantwor-
tung und ein grosser Druck auf 
den Familien.

Müssten Personalverantwortli-

che der kantonalen Verwaltung 
sensibilisiert werden für Gleich-
stellungsfragen?
Ich kann nicht beurteilen, wie 
gut sensibilisiert sie sind. Aber 
wenn sie meinen, es sei schon 
alles gut, wie es ist, dann haben 
sie nicht genau hingeschaut. Es 
gibt viele gute Vorbilder – Zürich, 
Basel, Luzern haben viele Mass-
nahmen umgesetzt und viele Er-
fahrungen gemacht. Schwyz 
könnte sich daran orientieren 
und für sich einige Schritte aus-
probieren – wir erwarten ja nicht 
eine totale Veränderung von heu-
te auf morgen, aber man muss 
sich schon selber aktiv bewe-
gen. Es dauert sonst viel zu lan-
ge, bis sich von selber etwas be-
wegt. Die Verwaltung ist aus un-
serer Sicht zu passiv.

Wie schätzen Sie die Arbeit 
der Gleichstellungskommissi-
on (GKSZ) ein?
Die Arbeit der GKSZ ist kaum 
sicht- und spürbar. Es sind Vertre-
ter von allen Parteien in der Kom-
mission – und sie können sich of-
fensichtlich nicht darauf einigen, 
was Gleichstellung bedeutet und 
wie man mehr dafür tun kann. 
Ausserdem ist sie viel zu we-
nig aktiv. Zweimal im Jahr einen 
Anlass zu organisieren, reicht 
nicht. Es müsste viel mehr Ver-
netzungsarbeit und Sensibilisie-
rung geleistet werden. Warum in 
der Kommission schon viele Mit-
glieder seit mehreren Jahren sit-
zen (und recht gut daran verdie-
nen) und sie für die Bevölkerung 
nichts Konkretes erreicht haben, 
ist für uns unverständlich. 

Wo liegt das Problem?
Es scheint fast, dass die Regie-
rung kein wirkliches Interesse da-
ran hat, eine aktive, kritische und 
zielgerichtete Kommission zu ha-
ben im Kanton. Die Regierung 
selber sagt nämlich, dass sie zu-
frieden sei mit dem Wirken der 
GKSZ – das ist bedauerlich. Eine 
Fachkommission oder eine Fach-
stelle wäre viel sinnvoller und ef-
fizienter – dies wurde schon von 
unterschiedlichen Seiten einge-
fordert. Die Regierung hat dies 
aber bisher immer abgelehnt.

Der Frauenstreik hat einiges in Bewegung gebracht: Auch auf dem 
Hauptplatz in Schwyz versammelten sich am 14. Juni 2019 zahlrei-
che Frauen, um sich für die Gleichstellung einzusetzen.
 

Diana de Feminis ist Mitglied der Arbeitsgruppe Gleichstellung des 
Kantons Schwyz. Sie nimmt Stellung zur Arbeit der Gleichstellungs-
kommission (GKSZ).� Fotos: zvg

Regierung hat Gegenvorschlag 
zu «Geld zurück»-Initiative

Der Regierungsrat bean-
tragt dem Kantonsrat, 
die Initiative «Geld zurück 
in den Kanton Schwyz» 
abzulehnen und seinen 
Gegenvorschlag an- 
zunehmen. 

(Stk/i) Der Bund zahlt den Kan-
tonen jährlich einen Beitrag pro 
Einwohner für die Energieförde-
rung. Zusätzlich leistet er einen 
Ergänzungsbeitrag in doppelter 
Höhe der vom Kanton für die För-
derung zur Verfügung gestellten 
Mittel. Da der Kanton Schwyz 
zurzeit keine eigenen Mittel für 
das Förderprogramm zur Verfü-
gung stellt, wird ihm kein Ergän-
zungsbeitrag ausgerichtet.

Gegen ordnungspolitischen 
Sündenfall
Die Volksinitiative «Geld zurück 
in den Kanton Schwyz» verlangt, 
dass das kantonale Förderpro-
gramm mit einem Teil der Ge-
winnausschüttung der National-
bank finanziert werden soll.

Die Kantone können im Rah-
men ihres Staatshaushalts frei 
über die Gewinnausschüttung 

der Nationalbank verfügen. 
Die mit der Initiative verlangte 
zweckgebundene Verwendung 
für einen Energiefonds käme ei-
nem ordnungspolitischen Sün-
denfall gleich, der die Flexibili-
tät der Haushaltsführung ein-
schränken würde und weitere

«Für den Gegen- 
vorschlag brauchts 
einen geringeren 
Verwaltungs- 
aufwand.»

Regierungsrat Schwyz

Begehrlichkeiten wecken könn-
te. Zudem gäbe es Unsicherhei-
ten über die zur Verfügung ste-
henden Fördermittel, da die Ge-
winnausschüttungen der Natio-
nalbank schwanken können.

Die Zweckbindung von Mit-
teln der Gewinnausschüttung 
der Nationalbank und die unfle-
xible Fondslösung sind nicht hin-
zunehmen.

Gegenvorschlag 
mit berechenbarer Lösung
Der Regierungsrat beantragt 
dem Kantonsrat deshalb, die 
Initiative abzulehnen und den 
Gegenvorschlag anzunehmen. 
Dieser sieht vor, für einen Zeit-
raum von vier Jahren einen 
jährlichen Beitrag von 1 Milli-
on Franken für die Energieför-
derung zur Verfügung zu stel-
len. Danach soll der Kantons-
rat über eine Verlängerung be-
schliessen. Zusammen mit 
dem Sockelbeitrag des Bundes 
von rund 2 Millionen Franken 
und dem Ergänzungsbeitrag 
des Bundes in doppelter Höhe 
des Kantonsbeitrags stünden 
damit rund 5 Millionen Franken 
jährlich für die Energieförde-
rung zur Verfügung. Damit könn-
te ein berechenbares und kon-
tinuierliches Förderprogramm 
realisiert werden, das die vo-
raussichtliche jährliche Nach-
frage nach Förderbeiträgen vor-
aussichtlich abdecken könnte.

Die mit dem Gegenvorschlag 
verbundene Lösung hätte zudem 
einen geringeren Verwaltungs-
aufwand zur Folge als die von 
der Initiative verlangte zweckge-
bundene Sonderrechnung.

SP und SVP geben die höchsten 
Budgets für die Wahlen an

Von den vier grossen 
Parteien meldet die FDP 
das kleinste Wahlbudget.

JÜRG AUF DER MAUR

Noch gilt das neue Transparenz-
gesetz für die Schwyzer Wahlen 
nicht. Weder die einzelnen Kan-
didaten noch deren Parteien sind 
gezwungen, ihre Budgets im Ein-
zelnen vorzulegen. Vorgesehen 
wäre, dass natürliche Personen 
alle Finanzquellen über 5000 
Franken vorlegen müssten. Bei 
juristischen Personen wären das 
Spenden von mehr als 1000 
Franken. Noch fehlt aber der Ent-
scheid des Bundesgerichts, das 
Gesetz konnte noch nicht in Kraft 
gesetzt werden.

Freiwillige Transparenz
Entsprechend hängt alles davon 
ab, wie weit die Parteien bereit 
sind, ihre Budgets offenzulegen 
und Transparenz zu schaffen. Ob 
und wie genau diese stimmen 
und was genau alles offenge-
legt wird, lässt jedoch viel Spiel-
raum offen, kommunizierte Zah-
len der Parteien bleiben Glau-
benssache.

FDP hat 85’000 Franken für 
den Wahlkampf zur Hand
Den ersten Schritt zur Transpa-
renz machte die Schwyzer SP be-
reits Ende Februar. Sie gab be-
kannt, dass die Partei 106’000 
Franken in den Kantonsrats- 
und Regierungsratswahlkampf 
einsetzen könne. Dabei profi-
tiert die SP von zwei Grossspen-
den von je 10’000 Franken. Mi-
chael Fuchs und Elsbeth Ander-
egg Marty beteiligen sich in die-
sem Umfang persönlich an ih-
rem Wahlkampf.

Kommunizierte 
Zahlen der Parteien 
bleiben noch immer 
Glaubenssache.

In ähnlichen, aber höheren Di-
mensionen bewegt sich die 
Schwyzer SVP, glaubt man Prä-
sident Roland Lutz. «Das Bud-
get für die Regierungsratswah-
len beträgt nach heutigem Stand 
97’000 Franken», erklärt er auf 
Anfrage. Da die Kantonsrats-

wahlen von den Ortsparteien 
bestritten würden, «haben wir da 
keinen Überblick». Die Fraktions-
kasse habe aber 7000 Franken 
für Inserate aufgewendet.

CVP mit 90’000 Franken
Die GLP wiederum gibt an, 7200 
Franken für die Regierungsrats-
wahlen und gegen 28’000 Fran-
ken für die Kantonsratswahlen 
zur Verfügung zu haben. Die CVP 
budgetiert für die Regierungs-
rats- und Kantonsratswahlen to-
tal 90’000 Franken. Dazu kom-
men die eigenen Budgets der 
Ortsparteien.

FDP mit 85’000 Franken
Von den grossen Parteien hät-
te damit die FDP das kleinste 
Wahlbudget. Gemäss Präsiden-
tin Marlene Müller sind es total 
85’000 Franken, wobei 65’000 
Franken für die Regierungsrats- 
und 20’000 Franken für die Kan-
tonsratswahlen sind. Müller be-
tont: «Die Mittel stammen aus 
Mitgliederbeiträgen und Wahl-
spenden, die alle unter den 
Schwellenwerten von 1000 Fran-
ken bei juristischen und 5000 
Franken bei natürlichen Perso-
nen liegen.»


